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Unzulässige Schwangerschafts­
unterbrechung

S153

(1) Wer entgegen den gesetzlichen Vor­
schriften die Schwangerschaft einer Frau 
unterbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Frau 
dazu veranlaßt oder sie dabei unterstützt, 
ihre Schwangerschaft selbst zu unterbre­
chen oder eine ungesetzliche Schwanger­
schaftsunterbrechung vornehmen zu lassen. 
Die Strafverfolgung verjährt in drei Jahren.

Hinweis: Vgl. das hier abgedr. Gesetz 
vom 9. 3.1972 über die Unterbrechung der 
Schwangerschaft (GBl. I Nr. 5 S. 89):

„Die Gleichberechtigung der Frau in 
Ausbildung und Beruf, Ehe und Familie er­
fordert, daß die Frau über die Schwanger­
schaft und deren Austragung selbst ent­
scheiden kann. Die Verwirklichung dieses 
Rechts ist untrennbar mit- der wachsenden 
Verantwortung des sozialistischen Staates 
und aller seiner Bürger für die ständige 
Verbesserung des Gesundheitsschutzes der 
Frau, für die Förderung der Familie und 
der Liebe zum Kind verbunden.

Dazu beschließt die Volkskammer fol­
gendes Gesetz:

§1

(1) Zur Bestimmung der Anzahl, des 
Zeitpunktes und der zeitlichen Aufeinan­
derfolge von Geburten wird der Frau zu­
sätzlich zu den bestehenden Möglichkeiten 
der Empfängnisverhütung das Recht über­
tragen, über die Unterbrechung einer 
Schwangerschaft in eigener Verantwortung 
zu entscheiden.

(2) Die Schwangere ist berechtigt, die 
Schwangerschaft innerhalb von 12 Wochen 
nach deren Beginn durch einen ärztlichen 
Eingriff in einer geburtshilflich-gynäkolo­
gischen Einrichtung unterbrechen zu lassen.

(3) Der Arzt, der die Unterbrechung der 
Schwangerschaft vornimmt, ist verpflich­
tet, die Frau über die medizinische Bedeu­
tung des Eingriffs aufzuklären und über 
die künftige Anwendung schwangerschafts­
verhütender Methoden und Mittel zu be­
raten. I

(4) Die Unterbrechung einer Schwanger­
schaft ist auf Ersuchen der Schwangeren 
und nur nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes und der zu seiner Durchführung 
erlassenen Rechtsvorschriften zulässig. Im 
übrigen gelten die §§ 153 bis 155 des Straf­
gesetzbuches vom 12. Januar 1968 (GBl. I 
Nr. 1 S. 1). I

§ 2

(1) Die Unterbrechung einer länger als 
12 Wochen bestehenden Schwangerschaft 
darf nur vorgenommen werden, wenn zu 
erwarten ist, daß die Fortdauer der 
Schwangerschaft das Leben der Frau ge­
fährdet, oder wenn andere schwerwiegende 
Umstände vorliegen.

(2) Die Entscheidung über die Zulässig­
keit einer später als 12 Wochen nach 
Schwangerschaftsbeginn . durchzuführenden 
Unterbrechung trifft eine Fachärztekom­
mission.

§3

(1) Die Unterbrechung der Schwanger­
schaft ist unzulässig, wenn die Frau an 
einer Krankheit leidet, die im Zusammen­
hang mit dieser Unterbrechung zu schwe­
ren gesundheitsgefährdenden oder lebens­
bedrohenden Komplikationen führen kann.

(2) Die Unterbrechung der Schwanger­
schaft ist unzulässig, wenn seit der letzten 
Unterbrechung weniger als 6 Monate ver­
gangen sind. In besonderen Ausnahmefäl- 
ien kann die Genehmigung von der Fach­
ärztekommission gemäß § 2 Absatz 2 erteilt 
werden.

M

(1) Die Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbehandlung einer nach diesem Gesetz 
zulässigen Unterbrechung der Schwanger­
schaft sind arbeite- und versicherungsrecht­
lich dem Erkrankungsfall- gleichgestellt.

(2) Die Abgabe ärztlich verordneter 
schwangerschaftsverhütender Mittel an so­
zialversicherte Frauen erfolgt unentgelt­
lich.

§S

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Be­
schlußfassung in Kraft
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